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Teil II — Verordnungen

27. Jahrgang Potsdam, den 31. Miirz 2016 Nummer 14

Verordnung iiber die Eréffnung des Hochschulzugangs durch Zugangspriifung

(Hochschulzugangspriifungsverordnung — HZPV)

Vom 23. Mirz 2016

Auf Grund des § 9 Absatz 1 Satz 8 bis 10 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes vom 28. April 2014 (GVBI. I
Nr. 18), der durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juli 2015 (GVBI. I Nr. 18 S. 8) gedndert worden ist, verordnet die
Ministerin fiir Wissenschaft, Forschung und Kultur:

§1

Berechtigter Personenkreis

(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die iiber einen auslédndischen Bildungsnachweis verfiigen, der sie
zum Studium an einer im Ausstellungsstaat anerkannten Hochschule berechtigt, konnen an einer Zugangspriifung
nach Maligabe der folgenden Vorschriften teilnehmen, sofern der Bildungsnachweis nicht einer Qualifikation geméal
§ 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes gleichwertig ist. Der auslédndische
Bildungsnachweis nach Satz 1 kann durch Vorlage der ausldndischen Hochschulzugangsberechtigung im Original
oder in beglaubigter Kopie erbracht werden. Ist die Studienbewerberin oder der Studienbewerber fluchtbedingt an der
Vorlage nach Satz 2 gehindert, geniigt die Vorlage einer Originalunterlage oder einer beglaubigten Kopie, mit der
indirekt die Berechtigung zum Studium im Ausstellungsstaat nachgewiesen wird.

(2) Die Hochschulen kénnen Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die plausibel darlegen, dass sie iiber
einen ausldndischen Bildungsnachweis verfiigen, der sie zum Studium an einer im Ausstellungsstaat anerkannten
Hochschule berechtigt, auch an einer Zugangspriifung nach Mal3gabe der folgenden Vorschriften zulassen, wenn sie
den Bildungsnachweis fluchtbedingt nicht erbringen kénnen.

(3) Die fiir die Hochschulen zustdndige oberste Landesbehérde bestimmt Naheres zu fluchtbedingten Nachweis-
erleichterungen nach Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 durch Verwaltungsvorschrift.

§2
Zugangspriifung

(1) Die Hochschulen kdnnen in Studiengéngen, die zu einem ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss
fithren, Zugangspriifungen vorsehen.

(2) Durch die Zugangspriifung wird festgestellt, ob und auf welchem Leistungsniveau (Durchschnittsnote) die
fachliche Eignung und die sprachlichen und methodischen Fahigkeiten fiir das Studium eines Studienganges oder
bestimmter fachlich verwandter Studiengénge (Studienbereich) an der die Zugangspriifung durchfiihrenden Hoch-
schule bestehen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 14 vom 31. Mérz 2016

(3) Studienbereiche im Sinne des Absatzes 2 sind insbesondere:

1. Geistes-, Kultur- und Gesellschaftswissenschaften,

2. Ingenieurwissenschaften,

3. Mathematik, Informatik und Naturwissenschaften,

4. Wirtschaftswissenschaften,

5. Musik (lehramtsbezogen),

6.  Sport.

(4) Inkiinstlerischen und gestalterischen Studiengéngen legen die Hochschulen die Studienbereiche selbst fest.

(5) Die Zugangspriifung soll aus mindestens drei schriftlichen Priifungsmodulen bestehen. Das erste Priifungsmo-
dul in einem Umfang von mindestens 45 Minuten {iberpriift sprachliche Fahigkeiten, die fiir ein erfolgreiches Studi-
um erforderlich sind. Dieses Modul kann durch einen von der Hochschule anerkannten Sprachnachweis erfolgen,
sofern mit ihm die erforderlichen Sprachkenntnisse flir den beabsichtigten Studiengang nachgewiesen werden. Das
zweite Prifungsmodul in einem Umfang von mindestens 45 Minuten iiberpriift kognitive Fahigkeiten, die fiir ein
erfolgreiches Studium erforderlich sind. Das weitere schriftliche Priifungsmodul dient der Uberpriifung studienbe-
reichsspezifischer Grundkenntnisse und Fahigkeiten. In Ergdnzung der schriftlichen Priifungsmodule kdnnen miindli-
che oder studienpraktische Priifungsmodule festgelegt werden.

(6) Das Nahere regeln die Hochschulen in Satzungen, die der fiir die Hochschulen zustéindigen obersten Landesbe-
horde vor Inkrafttreten anzuzeigen sind.

§3

Teilnahme an der Zugangspriifung

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Teilnahme an einer Zugangspriifung. Die Hochschulen koénnen die Zahl der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer und die Anzahl der Wiederholungsméglichkeiten der Zugangspriifung begrenzen.
Die Bestimmung geeigneter Auswahlkriterien fiir die Zulassung zu den Zugangspriifungen obliegt den Hochschulen.

§4
Ubergangsbestimmung

(1) Bis zur Einfiihrung einer den Anforderungen des § 2 geniigenden Zugangspriifung durch die Hochschulen,
langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2017, kénnen sie die Zugangspriifung geméf § 2 durch einen standardisierten
Studierfahigkeitstest ersetzen. Dieser Test muss einerseits kognitive Féhigkeiten abpriifen, die in allen akademischen
Studiengédngen Voraussetzung fiir erfolgreiches Studieren sind und zum anderen eine Prognosekraft fiir den Studien-
erfolg in dem Studienbereich besitzen, in dem die Studienbewerberin oder der Studienbewerber immatrikuliert wer-
den soll.

(2) In Studiengingen, fiir die Zulassungszahlen festgesetzt sind, erfolgt die Zulassung auf der Grundlage eines
erfolgreich absolvierten Tests nach Absatz 1 Satz 1 nur, sofern die Vorabquote nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 des
Brandenburgischen Hochschulzulassungsgesetzes vom 1. Juli 2015 (GVBI. I Nr. 18) nicht bereits durch Bewerberin-
nen oder Bewerber mit einem gleichwertigen auslédndischen Bildungsnachweis im Sinne von § 9 Absatz 1 Satz 5 des
Brandenburgischen Hochschulgesetzes ausgeschopft ist.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 14 vom 31. Mérz 2016

§5

Evaluation

Spétestens ein Jahr vor Auflerkrafttreten dieser Verordnung fiihrt die fiir Hochschulen zustdndige oberste Landesbe-
horde eine Evaluation auf der Grundlage folgender durch die Hochschulen zur Verfiigung gestellter Daten durch:

1.  abgelegte und bestandene Zugangspriifungen nach Studienbereichen;

2. Anzahl der Zulassungen infolge bestandener Zugangspriifung nach Studiengingen, sowie Geschlecht, Alter und
Staatsangehorigkeit der Zugelassenen;

3. Studienerfolg der durch eine Zugangspriifung qualifizierten Studierenden nach Studiengingen.

§6
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft und am 1. Januar 2022 aufer Kraft.

Potsdam, den 23. Mirz 2016

Die Ministerin fiir Wissenschaft,
Forschung und Kultur

Dr. Martina Miinch

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg



	Gesetz- und Verordnungsblatt
	für das Land Brandenburg 
	Teil II – Verordnungen
	27. Jahrgang
	Potsdam, den 31. März 2016
	Nummer 14
	Verordnung über die Eröffnung des Hochschulzugangs durch Zugangsprüfung
	(Hochschulzugangsprüfungsverordnung – HZPV)
	Vom 23. März 2016
	Auf Grund des § 9 Absatz 1 Satz 8 bis 10 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes vom 28. April 2014 (GVBI. I Nr. 18), der durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juli 2015 (GVBl. I Nr. 18 S. 8) geändert worden ist, verordnet die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur:
	Berechtigter Personenkreis
	(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die über einen ausländischen Bildungsnachweis verfügen, der sie zum Studium an einer im Ausstellungsstaat anerkannten Hochschule berechtigt, können an einer Zugangsprüfung nach Maßgabe der folgenden Vorschriften teilnehmen, sofern der Bildungsnachweis nicht einer Qualifikation gemäß § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes gleichwertig ist. Der ausländische Bildungsnachweis nach Satz 1 kann durch Vorlage der ausländischen Hochschulzugangsberechtigung im Original oder in beglaubigter Kopie erbracht werden. Ist die Studienbewerberin oder der Studienbewerber fluchtbedingt an der Vorlage nach Satz 2 gehindert, genügt die Vorlage einer Originalunterlage oder einer beglaubigten Kopie, mit der indirekt die Berechtigung zum Studium im Ausstellungsstaat nachgewiesen wird.
	(2) Die Hochschulen können Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die plausibel darlegen, dass sie über einen ausländischen Bildungsnachweis verfügen, der sie zum Studium an einer im Ausstellungsstaat anerkannten Hochschule berechtigt, auch an einer Zugangsprüfung nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zulassen, wenn sie den Bildungsnachweis fluchtbedingt nicht erbringen können.
	(3) Die für die Hochschulen zuständige oberste Landesbehörde bestimmt Näheres zu fluchtbedingten Nachweis-erleichterungen nach Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 durch Verwaltungsvorschrift.
	Zugangsprüfung
	(1) Die Hochschulen können in Studiengängen, die zu einem ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss führen, Zugangsprüfungen vorsehen.
	(2) Durch die Zugangsprüfung wird festgestellt, ob und auf welchem Leistungsniveau (Durchschnittsnote) die fachliche Eignung und die sprachlichen und methodischen Fähigkeiten für das Studium eines Studienganges oder bestimmter fachlich verwandter Studiengänge (Studienbereich) an der die Zugangsprüfung durchführenden Hochschule bestehen.
	(3) Studienbereiche im Sinne des Absatzes 2 sind insbesondere:
	1. Geistes-, Kultur- und Gesellschaftswissenschaften,
	2. Ingenieurwissenschaften,
	3. Mathematik, Informatik und Naturwissenschaften,
	4. Wirtschaftswissenschaften,
	5. Musik (lehramtsbezogen),
	6. Sport.
	(4) In künstlerischen und gestalterischen Studiengängen legen die Hochschulen die Studienbereiche selbst fest.
	(5) Die Zugangsprüfung soll aus mindestens drei schriftlichen Prüfungsmodulen bestehen. Das erste PrüfungsmoduI in einem Umfang von mindestens 45 Minuten überprüft sprachliche Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Studium erforderlich sind. Dieses Modul kann durch einen von der Hochschule anerkannten Sprachnachweis erfolgen, sofern mit ihm die erforderlichen Sprachkenntnisse für den beabsichtigten Studiengang nachgewiesen werden. Das zweite PrüfungsmoduI in einem Umfang von mindestens 45 Minuten überprüft kognitive Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Studium erforderlich sind. Das weitere schriftliche Prüfungsmodul dient der Überprüfung studienbereichsspezifischer Grundkenntnisse und Fähigkeiten. In Ergänzung der schriftlichen Prüfungsmodule können mündliche oder studienpraktische Prüfungsmodule festgelegt werden.
	(6) Das Nähere regeln die Hochschulen in Satzungen, die der für die Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde vor Inkrafttreten anzuzeigen sind.
	Teilnahme an der Zugangsprüfung
	Es besteht kein Rechtsanspruch auf Teilnahme an einer Zugangsprüfung. Die Hochschulen können die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer und die Anzahl der Wiederholungsmöglichkeiten der Zugangsprüfung begrenzen. Die Bestimmung geeigneter Auswahlkriterien für die Zulassung zu den Zugangsprüfungen obliegt den Hochschulen.
	Übergangsbestimmung
	(1) Bis zur Einführung einer den Anforderungen des § 2 genügenden Zugangsprüfung durch die Hochschulen, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2017, können sie die Zugangsprüfung gemäß § 2 durch einen standardisierten Studierfähigkeitstest ersetzen. Dieser Test muss einerseits kognitive Fähigkeiten abprüfen, die in allen akademischen Studiengängen Voraussetzung für erfolgreiches Studieren sind und zum anderen eine Prognosekraft für den Studienerfolg in dem Studienbereich besitzen, in dem die Studienbewerberin oder der Studienbewerber immatrikuliert werden soll.
	(2) In Studiengängen, für die Zulassungszahlen festgesetzt sind, erfolgt die Zulassung auf der Grundlage eines erfolgreich absolvierten Tests nach Absatz 1 Satz 1 nur, sofern die Vorabquote nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 des Brandenburgischen Hochschulzulassungsgesetzes vom 1. Juli 2015 (GVBl. I Nr. 18) nicht bereits durch Bewerberinnen oder Bewerber mit einem gleichwertigen ausländischen Bildungsnachweis im Sinne von § 9 Absatz 1 Satz 5 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes ausgeschöpft ist.
	Evaluation
	Spätestens ein Jahr vor Außerkrafttreten dieser Verordnung führt die für Hochschulen zuständige oberste Landesbehörde eine Evaluation auf der Grundlage folgender durch die Hochschulen zur Verfügung gestellter Daten durch:
	1. abgelegte und bestandene Zugangsprüfungen nach Studienbereichen;
	2. Anzahl der Zulassungen infolge bestandener Zugangsprüfung nach Studiengängen, sowie Geschlecht, Alter und Staatsangehörigkeit der Zugelassenen;
	3. Studienerfolg der durch eine Zugangsprüfung qualifizierten Studierenden nach Studiengängen.
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und am 1. Januar 2022 außer Kraft.
	Potsdam, den 23. März 2016
	Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
	Dr. Martina Münch
	Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutzdes Landes Brandenburg 



